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Drucksache IV/ 2366 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
(Rindfleisch) des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch) 

— Drucksache IV/ 2254 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wächter 


Das vorliegende Durchführungsgesetz EWG Rind- 
fleisch wurde in der 127. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 27. Mai 1964 an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten federführend 
und an den Wirtschaftsausschuß und Außenhandels- 
ausschuß mitberatend überwiesen. 

Das Durchführungsgesetz stützt sich auf die Ver- 
ordnung Nr. 14/64/EWG des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die eine schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Rindfleisch durch folgende Mittel vorsieht; 

1. Orientierungspreise für Rinder und Kälber. 

2. Eine Einfuhrregelung, die auf Zöllen beruht und 
durch einen Abschöpfungsmechanismus gegen- 
über Drittländern und im Falle von Interventions- 
maßnahmen gegenüber Mitgliedsländern ergänzt 
wird. 

3. Ermächtigung der Mitgliedsländer zu Inter- 
ventionsmaßnahmen. 

4. Ermächtigung der Mitgliedsländer zu Ausfuhr- 
erstattungen. 

5. Ein Einfuhrlizenzsystem für Rindergefrierfleisch 
und gegebenenfalls für bestimmte Fertigerzeug- 
nisse. 

6. Für Rindergefrierfleisch ein System von abgaben- 
begünstigten Einfuhrkontingenten, das neben 
dem im GATT konsolidierten Zollkontingent die 
Möglichkeit eines zusätzlichen Kontingentes für 
Verarbeitungszwecke umfaßt. 

7. Schutzmaßnahmen bei ernstlichen Marktstörun- 
gen auf Grund von Einfuhren. 


In der Ausschußberatung wurde beschlossen, daß 
die Festsetzung der Orientierungspreise im Bereich 
der Rindfleischmarktordnung der Zustimmung des 
Bundestages bedürfe, weil der Orientierungspreis 
für Rinder von erheblicher wirtschaftlicher und poli- 
tischer Bedeutung ist. 

In gleicher Weise soll für die Festsetzung des 
Interventionspreises, der in seiner prozentualen 
Höhe zum Orientierungspreis noch bis 1970 national 
bestimmt werden kann, eine Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages erforderlich sein. 

Im übrigen hat der Ausschuß an dem von der 
Bundesregierung für das Wirtschaftsjahr 1964/65 
festgesetzten Orientierungspreis für Rinder in Höhe 
von 224 DM je 100 kg Lebendgewicht Kritik geübt, 
weil damit die Interessen der Landwirtschaft und 
der Verbraucher nicht genügend berücksichtigt wor- 
den seien. Zugleich wurde die Befürchtung geäußert, 
daß dieser Orientierungspreis die Regelung in zu- 
künftigen Jahren zumindest psychologisch präjudi- 
zieren könne. 

Die Einfügung eines neuen Absatzes 4 in § 3 mit 
folgender Fassung; 

„(4) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung, falls die 
Bundesrepublik Deutschland durch die Kommis- 
sion dazu ermächtigt wird, nach Artikel 8 der Ver- 
ordnung Nr. 14/64/EWG die Abschöpfungssätze 
verringern." 

wurde vom Ausschuß fallengelassen, nachdem der 
Vertreter des Bundesministeriums für Ernährung, 
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Landwirtschaft und Forsten erklärt hatte, daß sein 
Ministerium in derartigen Fällen, wie auch in Kürze 
bei der Einfuhr von Gänsen und geschlachteten 
Hühnern nach Berlin, den Ausschuß vorher konsul- 
tieren werde. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, in § 9 Abs. 2 die 
Zustimmung des Bundesrates für die Übertragung 
von Befugnissen der Bundesregierung auf einzelne 
Bundesminister vorzusehen, vermochte der Aus- 
schuß nicht zu folgen. Eine derartige Zuständigkeits- 
regelung innerhalb der Bundesregierung erfordert 
keine Mitwirkung des Bundesrates, zumal der Bun- 
desrat bei einer nach § 9 Abs. 1 zu erlassenden 
Rechtsverordnung in jedem Falle beteiligt ist. 

Der Ausschuß hielt eine Neufassung des § 17 aus 
rechtstechnischen Gründen für erforderlich. 

Das Gesetz soll am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten. Lediglich für die neu einzuführende 
Notierung nach 100 kg (§ 19 des Gesetzes) soll das 


Inkrafttreten auf den 1. Januar 1965 entsprechend 
dem Vorschlag des Bundesrates verschoben werden. 

Im übrigen vertrat der Ausschuß die Ansicht, daß 
die EWG- Verordnung Nr. 14/64 (Rindfleisch) nicht 
vor dem 1. Dezember 1964 angewendet werden 
solle, um nicht die erforderlichen Maßnahmen zur 
Stützung des Marktes während der Weideabtriebs- 
zeit zu beeinträchtigen. 

Die mitberatenden Ausschüsse — Wirtschaft und 
Außenhandel — nahmen die Regierungsvorlage ein- 
schließlich der vom Bundesrat gewünschten Ände- 
rungen, soweit diesen die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat, an. Der Wirtschaftsausschuß sprach sich 
allerdings ausdrücklich gegen die Beteiligung des 
Bundestages an den Rechtsverordnungen der §§ 1 
und 5 aus. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich Sie, dem Antrag des 
Ausschusses Ihre Zutimmung zu geben. 


Bonn, den 15. Juni 1964 


Wächter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2254 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Wächter 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
(Rindfleisch) des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch) 

— Drucksache IV/2254 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

Die Bundesregierung setzt durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Orientierungspreise für die in Anhang I 
der Verordnung Nr. 14/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rind- 
fleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 562/64) genannten Erzeugnisse für das am 1. April 
1964 und für das am 1. April 1965 beginnende Wirt- 
schaftsjahr fest. 


§ 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Bundesminister) bestimmt im Einver- 
nehmen mit den Bundesministem für Wirtschaft und 
der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Zuständig- 
keit und das Verfahren für die Feststellung der 
Marktpreise nach Artikel 5 Abs. 5 der Verordnung 
Nr. 14/64/EWG und den hierzu ergangenen Durch- 
führungsbestimmungen sowie die als repräsentativ 
geltenden Märkte; er kann dabei die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse (Einfuhr- und Vorratsstelle) als die für 
die Feststellung der Marktpreise zuständige Stelle 
bestimmen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 1 

(1) Die Bundesregierung setzt durch Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundestages bedarf, 
die Orientierungspreise für die in Anhang I der Ver- 
ordnung Nr. 14/64/EWG des Rats vom 5. Februar 
1964 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Rindfleisch (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 562/64) genann- 
ten Erzeugnisse für das am 1. April 1964 und für das 
am 1. April 1965 beginnende Wirtschaftsjahr fest. 

(2) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wodien zu Entwürfen von Reditsverord- 
nungen nach Absatz 1 Stellung zu nehmen. 


§ 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Bundesminister) bestimmt im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Zuständigkeit und das 
Verfahren für die Feststellung der Marktpreise nach 
Artikel 5 Abs. 5 der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
und den hierzu ergangenen Durchführungsbestim- 
mungen sowie die als repräsentativ geltenden 
Märkte; er kann dabei die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeug- 
nisse (Einfuhr- und Vorratsstelle) als die für die 
Feststellung der Marktpreise zuständige Stelle be- 
stimmen. 
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Entwurf 

§ 5 

(1) Der Bundesminister setzt im Einvernehmen 
mit den Bundesministem für Wirtschaft und der 
Finanzen den Interventionspreis fest und gibt ihn im 
Bundesanzeiger bekannt. 


(2) Interventionsstelle ist die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle. Sie gibt nach Weisung des Bundesmini- 
sters die zur Intervention erforderlichen Richtlinien 
bekannt. 

§ 6 

Sind die Voraussetzungen des Artikels 11 Abs. 1 
oder 4 der Verordnung Nr. 14/64/EWG und der dazu 
nach Artikel 11 Abs. 7 der Verordnung Nr. 14/64/ 
EWG ergangenen Durchführungsbestimmungen ge- 
geben, so werden Abschöpfungen in Höhe des zu- 
lässigen Höchstbetrages nach Artikel 1 1 Abs. 2 
und 3 der Verordnung Nr. 14/64/EWG oder nach 
Artikel 11 Abs. 5 der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
erhoben. Der Bundesminister bestimmt im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, Beginn und Ende der Er- 
hebung der Abschöpfungen. 


§ 17 

Die §§42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt am 1 . Juli 1964 , soweit es je- 
doch Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen enthält, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 5 

(1) Der Bundesminister setzt im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen den Interventionspreis durch Rechtsver- 
ordnung, die der Zustimmung des Bundestages be- 
darf, fest. 

(ia) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 1 Stellung zu nehmen. 

(2) unverändert 


§ 6 

Sind die Voraussetzungen des Artikels 11 Abs. 1 
oder 4 der Verordnung Nr. 14/64/EWG und der dazu 
nach Artikel 11 Abs. 7 der Verordnung Nr. 14/64/ 
EWG ergangenen Durchführungsbestimmungen ge- 
geben, so werden Abschöpfungen in Höhe des zu- 
lässigen Höchstbetrages nach Artikel 1 1 Abs. 2 
und 3 der Verordnung Nr. 14/64/EWG oder nach 
Artikel 11 Abs. 5 der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
erhoben. Der Bundesminister bestimmt im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Beginn 
und Ende der Erhebung der Abschöpfungen; ferner 
können die Abschöpfungen im Rahmen des Arti- 
kels 11 Abs. 2, 3 und 5 der Verordnung Nr. 14/64/ 
EWG verringert werden. 


§ 17 

Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. Die 
§§42 und 43 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 des 
Außenwirtschaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft, mit Ausnahme des § 19, der am 1. Januar 
1965 in Kraft tritt. 
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